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unq dds Rechtsqutachtens zum Sachleisfu

Sa ch leistu n qsqewäh ru nq

Ĝ"reinr.haft=rnterk

Verfassun gsmäßigkeit von Sach leistun gen
,l

Der Unterhaltsgewährung in Form von Sachleistungen werden in der Literatur
verbreitet verfassungsrechtliche Bedenken entgege:ngebracnt. irÄind".t;;;
sachleistungsgewährung über einen Zeitraum ioi ,är',r rr. Jr"i rvränaten steltt nachverbreiteterAnsicht eine unzulässige Diskriminierung im sinne vonH. ä'Iää'b"rl""gleichzeitiger Verlerzung von Art. 2 l GG(persönf iche- Handtung"ri"iir"ü ,nJÄ,t. ä rrGG (kÖrperliche Unr19r1e]rrtheit), Art. 6 GG (Recht auf Erziehr"ng uno Schutz derFamiIie)sowieArt,,llGG(MenschenwÜrde)dar.

Für Asylbewerber, die ausserhalb von.{ufn1lmeeinrichtungen i.S.v. § 44 AsylWG,
also Einrichtungen der Erstaufnahme i,S.d. FIüAG untergeb"rr"ni .ina, gilt nä';n S-ä rrAsvtbLG das värrangise s".nr"irirrg=prri=ipl'rI 

=t"rrt i"d";; ilä,iru.."n 0",
BehÖrde die Leistungen auch in anderer Form zu gewahren. Dabei i=t unt",.

, ?"ry?ksichtigung dei Grunde des Gesetzgebers für die Einführung des.
sachleistungsprinzips zu prüfen, ob besoidere objektive oder.rojukiiu" Umstände
im Einzelfail die Gewährung von anderen Leistungsformen 

";"#;ü ;;;;;.' ""

AJs objektive Gründe kommen insbesondere-organisatorische Umstände in Frage.
Mehra ufwendun gen fü r sach leistungen rechtfeiigen die c"*a rr rrrl'einer
nachrangigen Leistungsart nrr, *"n-n sie sehr noif, sinU.

Dagegen stellt eine lange Verfahrensdauer einen Umstand i.S.v. § 3 ll AsylbLG dar,derdie Gewährung einer nachlangigen Leistungsart erforderlich iracht. Eiei der
PrÜfung, ab welcher Dauer die Gewährung uorisachleistunsun 

"in; 
üerleLung der

Menschenwürde darstellt, kann die 36-Moriats-Frist aur §) iÄ.vfoiC nicht
unbesehen überncmmen werden. Sie bezieht sich auf aiä leistung=f.,"f.," ,ra
beanrecktdenSchutzdeslntegr,tion'o"ou,roiss"s,*ai,renddier;i.t,.gÜi.'mdie
Menschenwü rde, also ein empfindliches Rechtsgrt'r"Äüt="; r"ll. Hr" irt
spätestens nach der Gewähruns von sachrei;i;;;;;;l;;;#; 

"äetzt. 
Da

die Menschenwürde absolüten §chutz genießt, lielt nach nor"uiJ"ilz nrärl;;;"
Ermessensreduzierung auf Nun vor, d.hi. die sächräi.trrg.g"*ärrrr;g;.i;ä;i;;;;;
zulässig.

Sachleistungen nach s 2 AsylbLG

Diese Norm ist ver-fassungsrechtlich sehr umstriiten. Sie privilegiert Asylbewerber, .

die mehr als 36 Monate Leistungen nach den AsylbLG erhalterihaben. Rufgrund der
entsprechenden Anwendbarkeit von §§ 3, 4 lt, I BSHG i.v.m. § 1 lt BSHG hat dieser
Persgnenkrtiis im Ergebnis grundsäizlich einen Anspr:uch auf öeldleitrung.nl'

?



f gr Analggber:echtigte, die i'n Gemeinschaftsunterkünften untergebracht sind, steilt
§ z U AsylbLG die Wahl der Leistungsfonn Jer wieder in'das Ermessen derverwatturig,Ii!_s,"rs,vorriesen eine? cer#;;Ä;rü;ärffift iji';ä'üJÄ ni.r.,tauf die'Analogberechtigten anzuwenden, die zu="*r"h ,;i ä;oärä; ä;;;ä'ä.'Asylbewerbeä unterge"bia.nt rinO oaer in üni"*Unft"n leben; die auch demandenrueitigen Wohnen und übemachten dienen.l - - ' -.. , a. ' -: ,

Bei der Ermessensa,usübung ist das zu § 3 ll'AsylblG Gesagte zri berucksichtigen
Das bedeutet, dass, die Gedahrung von nach-rangigen Leistungsarten an alle' A,.Yl?ewerber, deren Verfqhren 

lcÄon tänser atslä M;t'ä""C-;;äälÄäl.is oi"':gleich geeignete,, ,!"t weniger einschneidende Massnrnrl ai.;il d;äh;;ü;;sachleistunEen auch an die Analogberechtigten s.ein wird. öi". gitr auch i,:i ääi iärr,' dass viele a.:]*y"-tur, deren Vg'-rafren näcn:ni"r,.rt 12 Monateääuert, in der ,Gemeinschaftsunterkunftuntergebrachtsind.Spannung";l;;;;;lb,der

, lemeilschaftsunterkunft stellen einen zu berucksicniig'eno;; ü;;äi.s.u. 5 : ,tasylbLG dar, so das's auch diesen Asylbewerbern 
";;ä;. L;'i=t-rnO=rormen gewährt

werden können.

Festzuhalten ist,.dass..das Abstellen auf die (örtlichen) Umstände es so,rvchJ für § 3 lials auch für § 2 li AsyibLG ausschließt, durch Edass einen analsweiten Vonanö 0",sachleistungsprinzips fes2ulegen. Aus dies.em Grund tann§ rVlii FIüAG nur so' verstanden werden, dass dem Sachleistungiprinzip im Fall giei.Ä'g""igneter undverhältnismäßigerLeistungsformenderVoäg;gebenist.

Geldleistungen an Leistungsberechtigte nach § 3.ll AsylbLG können nur gewährt
werd-en: *9lnlesondere Ums!ände dies erfordein. nn nnatogber""nt,gtJ,i;; '
grundsätzlich 

9391".,:1r.lg,?n 
zu:gewähren. Dies giit aucn turÄrrj"ö0"äciLtigte, aiein Gem ein sch afis u nte rkü riften unierg e b rr"n t,i.n a]

.. l

line flächendeckende Gewährung von Geldleistungen an Asylbewerber in
Gemeinschaftsunterkunften ist nui bezüglich aer ÄÄatogb"r"ähiigteh moglich- Auchist die Gewäh*ng von Gerdteistungen näch eine' ve.raäenil";ä;;n mehr ats 12Mbnatel !!s1icn. ln Unteri<ünften,ln denen sowohtnn"rotoliä"Äiigt" ats auch ,

' ' andere Leistungsberechtigte unte.lsglracht sind, könn"n 
"'n 

,tt" nrJnlriä,ä"''
Leistungsformen,u,.U.so§arGeIdläistungengeWärr;';;;;",:.'"llgvt.

Die meisten Länder: manifestieren noch einmal den vonang des
.,i!acfiIeistungsprinzips,lassen,nu'Ä,'nän,änni"*onim'Rahmändes§3lI
i AsylbLG 

Ly: ln einern Bundesland ist die Ausgabe von wertgrir.Ä"ir"n- äiJ ä"g"t, in, einem weiteren werden die Leistungen in FoÄ von Geldzär,i;;;, erbracht.
Den Analogberechtigten in Gemeinlchaftsunterkünften *"iJ", i, orei I-anJern
Sachleistungen gewährt. In einem Land gibt es eine Mischform ;"; ä"ü- ;rd

Iür den Fatioer unterbrihgunE von Anarogberechtigten in einer' Gemeinschaftsunterkunft mit Leistungsberechtigten nacl-r § 3 AsylbLG sehen zwei
LänderdieAusgabeonWertgutscheinenanaIIäaewotrne-rioi'

I



i

DielJntlbringung v_on Asylbewerbern ist sowohl im AsylbLG und AsyMfG als auch
r1n FIyAG geregelt. Da die Mietkostenübernahme für eiÄe wonnrnqäi;"
sachteistung daistäilt, stehen die Regerungen des Ä*iolc 

"r"r'.äärr",unter:bringu!,g'nichtgntgegen. Jedoch hatäie eenoroällb;;ä §'äÄ.,rrvrc i,jedem Einzelfall nach pflichtgemäßen Eiinessen über diä Art dei Unteibringr.rng uuentscheiden-, Da:das GeseCaber der Unterbringung in cemeins.n.i=rnt"rkünften
den Vorrang gibt, rechtfertigten nur besondere dr",itri.nä;ä; ä;i:"r"" persöntiche
lnteressen eine andere Unterbringung.
UleSemErgebnisstehtauchdasFlÜAGnichtentgegen.Essiehtebenfallsdie
M ö g lich ke it einer an derweitige n 

. 
U nterb rin g u n g rolr, iro o" i ; ;; ; äili#;"

o berste Aufnah mebeh örde Jn d ie o. g. errÄesJen rro rg, oin a". It5ä.vrvrcgebunden ist.
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GUT,ACIITEN
1..1..' r.:' ',

:,
A Einführune. '

,.: : :

I Ariftraesbeschreibune

Das Gutachten befasst sich mit zwei Pioblemkreisen, weiche die Rechtsstellung von ,

' 
{syibewerbern 

während deq laufenden Asylverfahrens betreffen:

1 . Fragen zur Sachieistungs gewährung
U-nter welchen Voraussetzungen und in welchem Umfang ist es rechtlich zulzissig,
Asylant'agstellern, die in baden-w'ürnembergischen Einrichtungen der vorlaufigä
Unterbringung i.S.d. § 6 FIüAG leben, Geldleistungen statt Sachieistungen zu
gewähr.o? ,. '.

Ist eine flächendeckend.e Gew2ihrung von Geidleistungen an Asyibewerber in den

Welcher Handlungsspieiraum besteht fir die Stadt Freiburg?

.Wie sind die Rechtsiage und Praxis der Leistungsgewzihrung in anderen
Bundeslilnciern

, Ist eine generelle Unterbringung von Asylbewerbern außerha.lb von
Gemeinschaftsunterkiinfien in Privanarohnungen insbesondere im Hinblick darauf,
dass dies rnöelicherweise eine kostengünstigere Unterbringung darstellt, rechtlich'
zuiässig?

Unter welchen {oraussetzungen ist eine Unterbringr:ng außerhaib von
. Gemeinschafuunterkünften im Einzelfali zulZisslg, sowelt eine generelle

; 'Untetb.inguog in Privatwohnungen nicht zulässig ist- en die LÄtungen nach dem' AsylbLG abweichend vom Prinzip der Sachleistungsgewährung in Form von
Geidzahlungen zu erbringen. Dabei weicht d.er zu untersuchende'Personenkreis

r ; jedoch vom Kreis der Leistungsberechtigten nach § i AsylbLG ab.

i
Ii Historische Einführune

1' Das Asylbewerberleistungsgesetz
,, l

'Zunächst 
sollen die fi.ir den Erlass und die Anderungen des AsyibLG maßgebiichen

--§esichtspunkted.argestel]t-werden'seweitsiefi+aiäsessutaeLten.rel.*,itl'i,J]

r.1 § 120 BSHG
Bis zum Inläafttretendes AsylbLG am 1.11.1993 ärhielten Asyibewerber w2ihrend des

Asylverfahrens Leistungen nach § 120 BSHG. Aufgrund des mit dem Haushaltsstrukturgesetz
vom 22.1,2.1981 eingefügten § 120 II BSHG konnten fir Asylsuchende die Leistungen auf



'das zum Lebensunteihalt Unerias-stiche gel«irzt werden.weiter wurde der Von-ang der'. §u:hl"is.ry3,qen'eingeführt Dieineue neiäiung si.ift.jeaocir tcei*t*.i.ir,igung für eine
p-4uschal+üranng für alle Leistungsberechtigten dar, da es sich um eine Kana--gestimmune.
äsoe]neErmess,en§entscheidung!andqlte.EineLeistungsku'zungward-ahernur
ausnahmsweiSe im Rahmen einer Ermessensenßcheidr:ng unter Blrucksichtigungaiier
Besond:*:il.l^ges |i:z:llall {osri9n 1qt.'*c, ;lätjit8;;l,ä;üils"es;, ioz,
Urt v. 26.8^_1991 - 5 C 61.88-). Da die geforderten Einzelthilentscheidungen in a., pruxir'ou.

, selten getroffen werdenlkonnten, wurden auch nabh der Anderung des BSHG zumeist die- 
-..

[:n Zuge der trinfirhrung des § 120 tr BSHG wurde auch der Vorrang der Sachleishrngen an
Asylbewerber.norrniert. Doch obwohl:es sich hierbei um eine Soll-R-egeiune, also um eine
gnrn{s:itzlich gebun{ene Entscheidung handelte, ryuräe dies Prinzip ,ri"fr, Aä.h,;d..k;;
eingehalten.

I-*leinerUnter:::!,"gderGew2i]:rungspraxisdsrörtiichenSoziaihilfeträgerindenaiten
Ländern im Jahr 1991 wurden nur in Bayern die Leistungen regeimäßig als Slchieisrungen
gewährt und pauschal geküra. AIle anderen Länder g.*äh*.Jrrrget<riae teistunge& iäils

}tfich unterschiedlich ais Sach- und Geldleistung ORw), teils al-s SachieistungJ* _'--
Sammeilagern, ansonsten als Geldtbistungen (Ba-Wü, Nds, Rl:-Pf, Saarl:),anderä Lzinder' .

gewah4en genereli Geidleisn:ngen (llessen, S-H, IIB, HH, BhI it*r.rr,'Menschenwürde
y.it Rabatt, Leitfaden und Dokumentation zumAsylbewerberieisrungsge.Lr=, folf.i

1.2 Asyirechtsreform und Asyikompromiss 
:

in den Jahren 1 991 und I 993 wurden zunächst das Ausländergesetz und anschließend das' Asyiverährensgesetz neu gefasst. Dies waren die Ergebni... ä., UJrrri", riber die .
politischen und sozialen Folgen auf-e-mnd der steigenä en Zablenvon Ausiäna.-,
insbesondere von Asyisuchenden und solchen Auslzindern, d,enen aus völkerrechilichen oder
humaniüiien Gninden ein gewisses Bleiberecht zu gewäihren war. Der am 6.12.1992 rmschen 

'

9_?u/9sY,jD_P un_d sPD verei,nbane AsyikomprÄis cw""i"", 
" 
i ,-* r. aJz.tig;,--"

HaberiandZAR I 994,3ffu.5lfr; GK- AsyiVfG iI - Entsteh,*grg.r.hichre RN 126)
beinhaitete neben der weitgehenden Einschränkung des Asylgüir..h" äurch die
Drirtsraarenre geiung auch das folgende Vorhaben:
,, Gesetz über die Regelung des Minciestunferhalts von Asylbewerbern. Mindestunterhalt
während.des Asy-lverfahrens wird gesetziich eigenständ"ig leregeir mli a.m Ziei, dass'- eirie deutliche Absenkung der bisherigen Leistung erfolgr

bei Aufenthalt'en in zerralen Anlaufsteil en o der Gem e inschafu unterkünfi en
gnrndsätzlich S ac h-l eistungen gewährt werden

- bei Aufenthalten außerhaib von zentralen A:riaußtelten/ Gemeinschäfuunrerkrinften

- - ein Vorrang für Sachleishrngen giit ' - -- -:- ------*-- : -_-----:'

lach einer positiven Entschei{rng im Verwaltungsverfahren oder einer positiven
Entscheidung über ein Bleiberecht weiden Leistungen nach dem Bundesiozialhiifegesetz
gewährr (Classen S. 20; BT-DS, tZ/41515.5).

1,3 AsyibLG i.d.F. 1993
--äm{= I 1.199i trardas-Asyibl$ in Kraft;Es-sahdieEeckungdestebensunterhalts der- -' 'Asylbewerber 

grundsätzlicfr aurctr Saci:leistungen und einen-gerinil *;;;;ilh.; 
--^

Geldbetrag zur Deckung persönlicher Bedrirfniise des täglichln Leiens ,o.1-oJinzierres
Sachleistungsprinzip). Der Umfang der Leistung wurde gegenüber dem durci das BSHG
garantie*en Existenzminimum auf den nonvendigen Bedarf reduziert.



Nach § la AsylbLG ryar jedoch das BSHG fir die Asylbewerber entsprechend anwendbar,
über deren Antrag zwölf Monate nach Antagsteilung noch keine unanfechtbare Fntscheidun-s
der zuständigen Behörde odeieines Gerichts vorlag. Dies bedeutete eine Begrenzung der
Leistungsabsenkung und des Sachleistungsprinzips. Hiennit sollte den Bedürfnissen nach
stärkerer Angleichung an die bisherigen Lebensverhälhisse und auf bessere soziale
Integration Rechnung getragen werden (B-T-DS lZl500B S.150.

1.4 1. Anderungsgesetz 1997
Seit Inkrafrr.,.n di, .rr1., Nou.iti.rung des AsyibLG am 1.6.97 ist das BSHG nur noch auf
die Leistungsberechtigren entsprechenci anwendbar, die über eine Dauer von insgesamt 36
Monaten, füihestens beginnend am 1.6.1997, Leistrurgen nach § 3 AsylbLG erhiten hab.rr,
wenn die Ausreise nicht erfolgen kann, weil humanitäre, rechtliche oder persönliche Gninde
oder das öffentiiche lnteresse entgegenstehen. Soweit sie in Gemeinschaftsunterktinften
untergebracht sind, kann die zuständige Behörde nunmehr die Form der Leistung aufgrund
der önlichen Umstände bestimmen.

1.5 2. Änderungsgesetz 1998
Am 1.9.98 trat cias zr.veite Gesetz zur Anderung des AsyibLG in Kraft. Es sah u.a-
Anspruchseins chränkungen fi.ir L eistun gs berechti gte vor, die in di e Bundesre publik
Deutschland eingereist sind, um Leistungen nach dem AsyibLG nt erlangen oder bei denen
aus von ihnen zu vertretenden Gninden aufenthaitsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen
werden können.

ieistungsberechtigt:
Ausiänder, die sich im Bundesgebiet aufhalten und die

l. eine Aufenthaltsgestarrung nach dem AsyiVfG besitzen
, ' 2. über einen Flughafen eiruiisen wollen und denen die Eirueise nicht oder noch nicht

3. wegen des Krieges in ihrem Heimatiand eine Aufenthaltsbeft:gnis nach s§ 32 oder 32
a des AuslG besitzen

4. eine Duidung ruäh § 55 AusiG besizen
5. vollziehbar ausreisepflichtig sind, auch wenn eine Abschiebungsandrohung noch nicht

oder nicht mehr vollziehbar ist
6. Ehegauen oder minderjährige Kinder der in Nummer i bis 5 genannten Personen sind,

ohne dass sie selbst die dort genannten Voraussezungen erfr.illen,
soweit ihnen nicht eine andere Aufenthaitsgenehmigung als die unter NIr. 3 bezeichnete
Aufenthaltsgenehmigung mit einer Gelrungrduu.r,r-on ä.nr ais sechs Monaten .n.iii *o.a.n

,,|-
i D., Kreis der Leisnrngsberechtigten nach § 1 I AsvibLG deckt sich aber nicht mit dem vom

Gutachtenaufuag zugrundegeleglen Personenkreis. In diesejm wird zugrundegelegq dass es

allein um die rechtliche Steilung der noch nicht beschiedenen Asylantragsteller geht, für
--tererrU'nterbrin$ag.die{tadtfreibmg zuseindig-isr. DisSta-drFrelbürg-isrnach-§§.5;6--

FlüAG ftir die voriäufige Unterbringung zustZindig. Daher kann dieses Gutachten nur auf die
Leistungsberechtigten nach § 1 i Nr" 1 AsylbI-G eingehen.

Mitbenicksichtigt werden sollten im Gutachten auch die Ausländer, gegsn die eine
Abschiebungsandrohung nach § 35 AsylVfG ergangen ist, deren Abschiebung jedoch



!u@s1ig nicht m9-Blicä ist. Es handelt sich dabei r:m Ausländer, deren Anräg nach § 29 Il
.AsylVfG unbeachtlich isg da sie aup einem s,onstigen Drittstaat eingereist siud- Ist aber 6ine,
Rückführung in den Drittstaat innerhalb.von drei lvlonaten nicht möglich, so ist das . ,

fsflv.effren fortzufiihren. Dies hat zur',Eolge, da§s es sich wieder um Asylbewerber

2 FIüAG Baden-Wi:rnemberg I .'.

las F]riac regelt die Ausfüiuung des AsyibLG für Baden-Wtirtremberg. Frir die
Einrichtungen der Erstaufrahme und der voriäufigen Unterbring-rng (;- Begriff s. u.) sieht
es die Sachleistungsgewährung vor, soweit dies nich dem Asyiüf dzuiasslg ist.

l

- B Sachleistungsgewäbrung

I Gewährung von Geldieisfungen.staft Sachleistungen an
, Leisrungsberechtigte in Gemeinschaftsunterkünfien

1 § 3 AsylbLG

Im Asytkompromisses vom 6,12.1992 vereinbarten die Farteien, dass bei Aufenthalten in
zentra.len Anlaufstellen oder Gemeinsshallsunrerkünfien grundsätziich Sach.leistungen
gewzihrt we.rjSn sollen und außerhalb"soicher iJnterktinfte-ein Vorrang von Sachleiltungen
gelten soll (classen s. 20; BT-DS. 1u445\ s. 5). Diese Zielsetzungd;d in § 3 asylbiä
ihren Niecierschiag. Danach wird der notwendige Bed.arf an Ern:ihrung, Unterkur-ft, Heizung,

!.]dung, Gesund]reits- und Körpe5pflege *aäJ*"chs- und. v.ruriu.irsg"r;;-jr^J*'
Sachieistungen gedeclrr. Bei der Unierbringung außeriialb von Arrflahm..ii;.t nrn., *.
Sinne von § 44 AsyiVfG können, soweit es nach cien Umständen erforderiich isq anltelle von

. volTangrg n gewährenden Sachleisarngen Leistungen in Form von Wertgutr.h.ir.o, uon
anderen vergi'eichbaren unbaren Abrechnungen odei Geldieistungen im gieichen Wen
gewährt weqden. Der.Gesetzgeber wollte so verhindern, dass Art, Umfang und Form der
Leistungswahnrng einen Aubiz schaffen, um aus wiruchaftlichen Grunden nach Deutschlanci

' zu kommen. Außerdem wollte mrr venneide4 dass Asyibewerber mit d.en Leistungen 'r 
'

I

Die Gewat',t"ng von Sachieiitungen könnte geg'en die Menschenwrirde nach Art t I GG
verstoßen. So vertritt Prof. Zuleeg die Auffassung, dass die Gewährung von Sachleisiungen
die Empflinger in eine unmtindige Stellung versetze. Die ivlenschenwürde würde ein
Mindestmaß an eigener Verantworlung für die tebensgestaltung erfordern. Dies wiire aber bei

-----ierGewätmmgrrorr-szehlei-stunsen-ruchTdErFaif.H

Abschreckungsstategie dazu führt, Nachteiie zuzufügen, r.rrrl äd.r. Menschen.zum
gewünscfuen Verhaltenzli beweger:, was nicht mit Art 1 I GG vereinbar sei. ( M. Zuleeg



' ln seinem'Gutachten kommt Klaus Sieveking zu dem Ergebnis, dass eine über den Zeltaum
. von drei Monaten hinausgehende Einschrziof.Lg von Gädrechten durch r*;;;;;;;;-*
'Bereitsiellung von Sachlsi5tungen.anstelle des Geldwertes sich gegenüber euslindern als

unzuizissige Diskriminierungim.Sinne von Art 3 I Gö Uei gteicirzeitiger Verletzung.uon art
2 i GG (persönliche Handh:ngsfreiheit ) und Art 2 II GG ( körperlichsUnversehrtheig sowie
Art 1 I GG (Menschenwürde) erweise. Daniber hinaus greife das Sachleistungspriazip in

, unzulässiger Weise.in den Autonomiebereich der Läder und Kommunen eiJ(V.rt.ärng uon
Arr28 I GQ)rS_cließlich sei mit dem Sachleistungsprinzip auch eine mitteib*. V.ri.Äg
von Art 19 IV GG gegebpn, da keine Mittei für die Bezahlung von speziaiisienen
Rechtsanwälten zur Verfi[ung sninderl ohne die heute kaum ein Asylverfahren mjt Aussicht
auf Erfolg durchgefirhrt werden könne (Kläus Sieveking ZDWF-Schrin.*.lir. X. ;tt 

-'- ^'

,Weiter wird die Ansicht vertreten, die unterschiedliche Zuerkennung von
Sozialhilfeleistungen an Ausiänder nach den Merkmalen der Aufenthaltsdauer und - status
sei als sachwidrige Diskriminierurg allein cieshalb anzusehen, weii das Ziei der 

:-----

Diskriminierung dem Menschenwürdeprinzip entgegenstehd, Der Schutz vor Schleppern sei
verfassungsrechtlich nicht legitimiert (XJaus Sieveking ZDWF-Schriftenreihe Nr. 63 ).

Irr Betracht nt aehenist auch ein Verstoß gegen fut 6 GG. Die Sachleistungsgewährung hat
eine entmtindigende und auch demütigend.-Wirt ,rrrg zur Foige, weiche, *.ril-il. über einen
längeren lsi64ttm bestehr, ihren Niedersch-lag in der Persönlichkeit des Ausländers findet.
Gedemutigle Erwachsene können ihrem Erziehungsaufuag jedoch nicht gerecht werden, so
dass das Recht der Kinder auf Erziehung und das Recht der Familie auf Schutz verjetzr wird.

Das BVerwG hat festgesteilt, (ass § 3 AsyiblG keine ernsthaften verfassungsrechtlichea
Zweifel entgegenstehen. Es,hat sich zwar in seiner Entscheidung ausschlienUcn mit der F{öhe
der Leistungen befasst, doch ist davon aüszugehen, dass es an seiner Meinung auch berügiich
der Sachleistungen festhält @VerwG B. v. 29 .9.i 998 - 5B 82/97).

1.2 Sa.chleistunq'en in Aufnahmeeinrichtuneen § 3 I AsvlbLG

Für Asylbewerber, die in Aufrrahmeeinrichtungen i.S. v. § 44 AsylViG untergebracht sind;
schreibt § 3 I I AsyibLG zwingend den Gruncis atz d.er Sachleistungen vor. Hiervon werden
in den folgenden Sätzen Ausnahmen filr Kleidung uhd Gebrauchsgüter des Haushaltes

Diese Aufnahmeeinrichtungen sind Einrichftmgen der Erstaufnahme i.S. d. FIüAG. Die flir
dieses Gutachten zu betrachtenden Einri'chtungen der vorläufigen Unterbringung fallen also

' 1.3 Sachleistunq'en auße.rhalb von Aufnähmeeindchruneen § 3 II AsvlbLG

Für,{syibewerber, die außerhalb von den Aufnahmeinrichtungen i.S.v. § 44 AsyiVfG
ht@-ffi-

Behorde die Leistungen ausnahmsweise auch in anderer Form zu gewähren, also in Form von
Wertgutscheinen, anderen vergleichbaren nicht baren Abrechnungen oder Geidieistungen.
Begrilndet wurcie dies damit, dass rias Sachieistungsprinzip nicht bei allen Anen der
Unierbringung in vollem Umfang, bzw. nur unter foßen Scirwierigkeiten zu reaiisieren sei
(BT -Ds 2/a451, S.8). , Der Gesetzgeber wollte also unterbringringsbedingten und



verwaltungspraktischen Besonderhäiten bei der Umsetzung des Sachieistungsprirzips
Rechnung ragei (GIiAsylbLG § 3 RN 59).

' i.3.t ..sachlicherAawendungsbereich r _ 
: ," 

:

Es werden aile'Asyibewerber erfasst, die'nicht in Aufnahmeinrichtungen i.S.v. § 44 AsylVfG,

sind.

1:32Er,messensentscheidrrng,.

Es können andere Leistungsfonnen als die Sachieistung gewähn werden, soweit dies nach

len Ugständen erforderiich'ist. Bis lggv kames auf d[iimstände a.rÜot.ru.iod;;ä;,
der örtlichen Gegebenheiten an, seit 1997 sind allein die lJmstände entscheidend. Um welche
Art von Umstiinden es sich dabei handein soii, lässt sich auch den Marerialien nicht
entnehmen. Die Fntstehungsgeschichte, insbesondere ciie Gnlnde fiir d; A;.r*t des § 3 II
AsyibLG machen aber deutlich, dass d.en Behörden ein weiterer Spielraum zuerkannt *.id.n

_ sollte. Unter den Umständen sind also Sachverhalte zu verstehen, die ungeachtet des von
Gesetzes wegen gewollten grundsäaiichen Vorrangs der Sachleistungsgewzihrung einen
Rückgriffauf andere Formen der Leistungserbringung nahe legen unä'rechdertigln- Dabei
haben sie eirle obj ektive und /oder subjektive Dimension s G karisruhe IJrr. u.is.l .zoot -a
K3499/99 -).

A. Objektive Umstinde
Objektive l-J-mstände, ciie. gegen die Sachleistungseewährung sprechen sind z.B.

fehlende tatsächiiche Iv{ögiichkeit, in eineiGemelnsctransunterkunft den notwendigen
Bedarf an Emahnrng durch Sachieistungen in Fona von Eslpaketen oder
Gemeinschaftsverpfl egung decken zu können
unterbringung in Einzelwohnungen, welche diä Durchführung des
Sachleistungs gewährung erschwerr
große rärrmliche Entfernungen oder
unüberwindbare organisatorische Probleme im Zuständigkeitsbereich d.erjeweils
zuständigen Behörde, die der Aushändigung von Wertgurscheinen entgegenstehen
((VG Karisruhe Urt. v. 3.7.2001'-8K3499/99 -).

Fragiich isq ob es sich hierbei nur rrrr. Umstände.handela darf. die in der
Unterbringungssituation, den örtlichen Gegebenheiten oder iadei Persbn des
Leistungsberechtigten ihren Ursprung haben ( so GK-AsyibLG § 3 RN 68). Der Gesetzgeber
hat die Umstände'absichtlich nicht weiter konkretisiert. Eine Urs4che der AsyirechtsdeÜaue
waren die Kosten, die durch die Asyibewerber von der Allgemehheit zu tagen waren. Daher
erscheint es legitim auch fiskalische Umstände nnilassen. So kommen als obiektive
Umstände i.S.:v, § 3 II AsyibLG auch die höheren Kosten für die S.achleistungen in Frage.

B. Subjektive Umstände
Als subjektive Umstände kommen insbesondere gesundheitliche Gninde in Frage, die e-ine

-- ------p

Ein in der Person des LeistungsberechtiSen begründeter Umstand kann aber auch die
Verfahrenslänge darstellen. Der Gesetzgeber hat davon Abstand genommen allein auf die
Umstände der Unterbringung oder cier örrlichen Gegebenheiten abzustellen. Es könaen'daher
auch andere Umstilqde eine nachrangige Leistungsform erforderiich machen. Der Bezug von



,, Sachleistungen über einen langen Zeitäum verletzt die Menschenwiude. Da diese 
'

'unverletziich ist, ist'die WahI einer anderen Leistungsform.zweifellos auch erforderlich.
,Die Benicksi'chtigung der Verfahrensdauer bei der Ermessensausri.bung steht auch nicht im
Widerspruch zu de.m Grurldsatz, dass das Ermessen entsprechend dem:Sinn il Z;J;k;;,' Regelung auszuüben ist. La Asylkgmpromiss yrird explizlt zum Ausdruck gebracht, a*, ai.
Sachieistungsgewährung nur insoweit für verfassungsgemliß erachtet wird,"als sie zlitüch- 

-

begrenzt*iiaI,:..._-,--9-ct-:-,:.:
,;

Es ist daher im Folgenden zu prufen, nach welcher Verfahrensdauer d.ie Menschenwürde

PT* e"iruf-tpn""tt fi:r die Befristung dieser Leistungsarr bietet § 2.1AsyibtG, der nach 36
Monaten lLeistungsbezug einen Anspruch auf Leistirngen entsprechend dem BSHG gibt' (Anaiogberechtigrrng). Jedoch kann diese Frist nicht einfach übernommen werden. 

-
Hintergrund fir die Frist des § 2 I AsylbLG bildet dieiAaerkennung eines
Integrationsinteresses und der ciamit verbundenen höheren Leistungsanspniche. Hier geht es
jedoch.nicht um, die. Alerkennung höherer Leistungen, sondern um d.ie F.ug., wann die
Befriedigung mateielJer Becirirfnisse ausschließlich durch Sachleistungen legen die
Menschenwrirde verstößt. Ein Vergleich der beiden betrcffenen lnteresien I tenschen.w-ürde'.,ud Integrationsbedrirfrris) macht e-in unterschiedlich starkes Schutzbedü.firi; ;äi;. i;;;
die Grenze zum Verstoß gegen die lvlenschenwurde wesentlich niedriger anz"r.o.". bl.r fru,
zur Fblge, dass Sachl.ittä!.o rchon d.ann ni"frt-.fr U"".hmbar sind, wenn il;.dü;;;
Leistungssätze des AsylbLG noch an akzeptieren sind. Es kann daher festgehalten werd.en,
dass die Menschenwtirde bereits durch eine Sachleistr.rngsgew2lhrung von weniger als -16
lvlonaten verletn werden kann.

l

Einen weiteren Adaltspunkt für die Befristung der Leistungsart bietet § 2 i AsylbLG a.F. ,
der.einen Anspn:ch entsprechen dem BSHG bereits nach l2-Monaren Säci:telstungsbezug 

'

' zu§estand. Ein Verstoß gegen die Menschenwrirde ist in der lnstmmentalisierung äes
Asylbewerbers fürpoiitische Zwecke zu sehen.
Mit dem Vorrang der Sachleistungen wollte man verhindern, dass Asylbewerber in den Besiu
von Bargeld kommen, #it dem sie Sch-lepperorgäni5afionen bezahlen könnten. 'Weiter 

dienren
die Asy]iryhts;inderungen da4:, die Probleme, die durch die große Zahl vonAsyibewerbern
in dieser Zeit entstanden,:zu lösen. So sollte das AsyibLG Anreize vermeiden, äi" rr.iner
Einrei§e in die Bundesrepr:blik aus wirtschaftlichen Gründen führen können (BT-DS l2/5OOg

.S:]3: 
11/,2746). Es ist sehr fragiiclirl 09..ölche Maßnahmen überhaupt Uis in ;rrd;;- 

"""

Länder Verbreitung findgn. Auch isttagiich, ob derartige generalpräventive Maßnahmen
qegenüber Personen, die sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufiralten überhaupt zuiässig sind.

., Festgehalten werden kann jedoch, dass die Arzahl der Asylanträge gegenüler tgg: seü
zunickgegangen sind. So wurden nach Angaben des Bundesamtes füi ciie Anerkennung

. ausl?indischer Fh.ichtlinge 1 997 4tr noch halb so- viele Antrage gestellq wie I 993 ( 151 .700
.gegenüber 322.599). Dieser Tiend hat angehalten. Im Iafu 2A02 wurden nur noch'gl.47l
Anträge gestellt. Welchen Anteil die Asyirechtszinderung an dem Rückgang der
Asylbeweiberzahlenhat, bleibt offlen. Jedoc]i zeigen die Zahlen dass ,in--rudiskutierendes -
Intäresse der Allgemeinheit auf Schutz ,o, urrrrulbar hoher finanzieilen g.irr*"g ä;.h 

--"

Asylbewerber die Einschnitte in die Grundrechte der Asylbewerber nicht (mehr) rechtfertig.

Das AsylVfG geht davon aus, dass die Asylverfahren innerhaib weniger Wochen beendet
werden können. Der Verfahrensbeschleunigung dient auch die Beschränkung der
Rechtsmittel. Bertrcksichtigt man ntsätztictr nocn ale zurückgehendg AnzaCvon
Asylanträgen, so kommt manzldem Ergebnis, dass spätestens inadrhalb eines Jahresriber
die Anfräge entschieden sein müsste. Während dieser Zeitkarn dem öffentiichen Interesse an



., ;,
. einer ztigi§en Verfatrensabwickl 'ng noch der Vorrang eingeräumt werden.'Dochnach

Ablauf dieser Frist stellt die weitere Sachleistungsgewähnrng an Asylbewerbern eine
,.1 ;,

schwgrwiegende und systematische Herabsetzung dar, die mit der Menschenwtirde nicht

Die Rechtssprechung hat sich bisher noch nicht explizit mit der Frage befassen müssen, ab
welchgm Zeitpunkt die Sachleiqtuqgsgewzihrung verfassungswidrig ist. ln seiner
Entsgheidung vom.11.04.94 stellte derBayr. VGH §VwZ-BeiTage 5194,36) ledigiich fesg
dnss die zwölfinonatige Sachleistungsgewätrung nicht verfassungswidrig sei. Da das l

AsylbLG in der damaligen Fassun§ auch nur,von diesem Zeitraum ausging, machte das
Gericht keine Aussage über den eventueilen dan:.ber hinausgehenden zuläisigen Zeitaum.

Unstriuig ist jedoch auch in der Rechtssprechung, dass die Hilfe zum Lebensunterhalt nach
dem BSHG in der Regei in Geidleishmgen zu gewähren ist. Dies folgt aus der Pflicht zur
Beachtung der Menschenwir.rde, wie es das BSHG ausdnickliqh fordirt ( Urteii BVerwGv

Emvas anderes kann ilr Gnrndsau auch nicht für Leisnrngen an Asylbewerber geiten. Auch

_ ih::en gegenüber ist der Staat verpflichtet, die ivlenschenwürde zu schritzen- Di;
Gesetzgebung kann diese Pflicht aicht dad.urch abschafflen, dass sie die Leistungen in einem
anderen Gesetz regelt. Es handelt sich trotz allem um Leistungen, welche die elementaren
Bedrirfinisse des Leb'ens befriedigqn soiler:, genaü wie: die T,eistungen des BSHG. Besondere
Gnrnde können ftir eine gewisse Zeit auch andere Leistungsformen rechfertigen. ,.

@ es c hl euni gun g däs V erfahrens, k eine Untersftitz:ng von S chlepp erorgan i 54li6o.r,
, Abschreckung) Es ist aber dennoch in jedem Einzelfall zu prufen, ob dig5g 6ründe noch

vorliegen und ob sie noch die pndere mehr beeintr'ächtigende Leistungsart rechrfertigen. Dies
ist nicht der Fall, wenn das Asylverfahren die vom Gesetzgeber vorgesehene Zeit l

überschreitet. Dann sind die Einschränkungen, die iugr:nsten eines schnellen Vefahrens
hingenommen werden äussten nicht mehr gerechrfertigf. Die Gewahiung von ahderen
Leistungsarten hindern das Verfahren ja offensichtlich njcht-

Die anderen vom Gesetzgeber genanaten Gninde fiir die Sachieistungsgewährung begrrinden
an sich schon Zvreäel an ihrer Geset'mZißigkeit und Effektivität. Sie wiegen nicht so schwer,
das s s ie e ine S achibi stun gs ge wzihrun g rechfferti gen könnten.

- Wie bereits im Gutachten unter Punkt 1.1 dargestellt, gibt es starke Stimmen in der Literarur,
welche die Sachieistungsgewährung für verfassungswi&ig halten. Es sei dabei besonders auf
die Gutachten von Prof. M. Zuieeg rZDWT - Schriftenreihe Nr. 28, S. 45 und von Klaus

: Sieveking in ZDWF - Schrifoeihe Nr..63 hingewiesen.
Prof. Zuleegverrrin die Auffassung, dass die Gewlihnrng von Sachleisrungen die Enapfünger
in eine unmtindige Steltung versetze. Die Menschenwtirde wtirde ein Mindestmaß aa eigener
Verantwortung flir die Lebensgestaltung erfordern. Dies wäre aber bei der Gewähnrng rron

Sachleistunged nicht der Fall. I{ieran zeige sich, dass'die Abschreckungsstrategie dazu flihrt,
Nachteiie zuzufi:gen, um andere Menschen zum gewünschten'Verhalten zu bewegen? was

nicht mitfut. 1 GG vereinbar ist.

.---'
ln semem -
den Zeitraum von,drei Monaten hinausgehende Einschränkung von Gnu:drechten durch
zwangiweise Bereitsteiiung von Sachleistungen anstelle des Geldwertes sich gegenüber

Ausländerir als unzulässige Diskriminierung im Sinne von Arf. 3 I GG bei gleichzeitiger
Veiletzug von Art. 2I GG (persönliche Handlungsfreiheit) und Art. 2 II GG ßörperliche
Unversehrtheit) sowie Art. 1 I GG (lvlens'chenwtirde) erweise.
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Verfähren schon länger als 12 Monate dauer! der Fall sein (so auch Nr. YT 1.2. Runderlass
zurDurchfiihr,ungdesAsy1bLGvonr14.8.1995,Niedersachsen)..'.

Auch in dem. Fall, dass in'einer Gemeinschaftsunterkunft neben den Analogberechtigten viele
Asyibewerber untergdbracht sind, deren Verfahren noch keine 12 Monate Jauert, koinen die'
Spannungen. dur'ch die Gewährung von aaderen L,eistungsfonnen.behoben wörden. Denn
diese ang-espannte Situation in der"Gemeinschäfuunterkirnt stellt einen U*rt*JJ.S-. rlS I U
AsylbLG dar, der eine andere Leistungsform erforderlich macht.

Das Abstellen auf die (örtlichen) Umst2inde,schiießt sowohl fiir §.3 II AsylbLG als. auch fi.ir
§2 tI AsylbLG aus, dass die Außichtsbehörde per Eriass einen iandes*.iten Vorrang des
Sachleistungsprinzips festlegt (VG Leipzig B. v. 1 1.8.2000) ' =

l

1.3.4 Das FIüAG

Nach § 7 VIII Fl-u/..:G Baden Würrtemberg werden in den Einrichrungen d.er vorläufigen
Unterbringung Sachleistungen gewährt, soweit dies nach dem AsylbLG zulässig ist. 

-

Der Inhait, genauer die Rechtsfolge dieser Norm ist nicht eindeuug. So könnte die l.icrm als
vorweggeno[uneneErmessensentscheidungoderaberaisVorweggenommeneEntscheiäung
in Pattsituatiönen zu verstehen sein.I

Die beid.en lnterpretationsmöglichkeiten unterscheiden sich in den Phaien der
Entscheidungsfindung in denen sie relevant werden. Beide Alternativen sätzen'voraus, dass
die Sactrleistung eine mögiiche Leistungsfor::q ist, die taßächiicii zu gewährende
Leistungsform aber noch miueis einer Ermessensentscheidung auszuwähleh ist- In diese
Ermessensentscheidung $eift die erste Alternative ein, indem sie das Ergebnis vorgibt. Die
zweite Alternative dagegen wartet die Ermessensentscheidung ab und greift aru'dann gin,
wenn sigh zwe! Leistungsformen ais gleich geeignet,irnd gleich verhriltrilmäßig herausstellen.

W:ihränd die letztgenannte Moglichkeit die Anwendung von § 7 ViII FIüAG woh.lnur in
wenigenF?ittenzurFo1geh?Itte,begirrndetdieersteZweife1an.ihrerRechtmeißigkeit.

A: Rechtnaäßigkeit des § 7 VIiI FlüAG als vorwäggenommenes Ermessen

.,:
' 'Das vorweggeno-mene Ermessen erinnert an die Frmessensreduzierung auf Nuil, eine

anerkannte und häufig vorkommende,Rechtsfigur. Dabei führen die Besonderheiten des

; kommt. Alle anderen denkbaren Entscheidungen sind dann ermessensfehlerhaft. Bei der
Regeh:ng des F1üAG handelt es sich aber nicht.um eine Einzelfalientscheidung, sonciern um
eihen abstrakten, generellen landesefuheitlichen und daäit überörtlichen Vollzug der
Bestimmung im Sinrie des Vorrangs der Sachleistungsge#.ihrung. Dies ist mit der
Entscheidung des Gesetzgebers.zugunsten einer Errnessensentscheiciung aufgrund der
örtlichen Umstäinde nicht vereinbar (VG Leipzig zu einem Erlass des sächs.
Innenministeriums: NV*7 fieil I3l2OOl S. 33, 34). Vielmehr muss die Beh§qde unabhängig

-

yon den Be ---

Ermessen auszuüben. Es handeit sich damit also faktisch um eine gebundene Entscheidung.

10



1.3.4 Leistungsformen

11



§'3 Asylb'tG glbt ein §.angiyerhaltris ariichen den verschiedenqn Leistungsfonnen vor..
W9rtrytschei19 kommgn dabei nach Sächlgiitunqg-Jedöch bestehea auch-gegen die
AusgabevgnWertgutscheinerr.verfassungsrechtlicheBedenken.SohatdiePfl'ichtdie
Gutsqheine ia besonderen odör auch allgemein zugänglichen Geschäften einzutauschen eine.
stigmatisierende Wirkung Jedoch kamiurch dieäuigestaitung der ausgaUe una a.r-, 

---

,

:

§ 3 ApyibLG gibt der Gewähnrng von Sachieistungen den'Vorrang.Jedoch känn in '

besonderen FZiIlen außerhatb von Erstaufrahmeeinrichtungen hiervon abgewichen werden.
insbesondere macht eine Verfahrensdauer von mehr al:s tr2lvlonaten die Gewährung von

Diese Norrh ist verfassungsrechtiich sehr umstritten. Die'verfassungsrechtlichen Bedenken
sollen zunächst jedoch dahingestellt bleiben und die Nonl darauflrin überpruft werd.en, ob sie
den Leistungsberechti4än einen Anspruch gibt bz,w. den Behörden die Möglichkeit eröfftet,
Geld- statt Sacl:leistungen zu gewähren

2.1 inhalt

Nach § 2 i AsylbtG ist das BSHG auf Leistungsberechtigte entsprechend anzuwenden; die
überreine Dauer von insgäsamt 36 ivlonaten nach § 3 AsyibLG Grundieirungen eräalten
haben; wenn die At,sreise nicht erfolgen kara und aufenthaitsbeendende Maßnahmen nicht
vollzogen werden können,'weil humanitäre;-rechtiichö oder persöniiche. Gninde oder das
öffentiiche Interesse entgegenstehen. Dies bedeuteq dass ein Teil der T eistungsberechtigten
(Analogbereclrtigte) nach § 1 AsyibLG aufgmnd der Dauer des Bezuges abgeienkter
Leisnrngen und bestehendeqArrsreise- bzw. Abschiebungshindernisse ieistungsrechtlich
bessergestellt werden. Es ist zu prüfen, ob diese Bessersteilung zugleich eine Abweichung
vom Vorran g des S achieistungsprinzips beinhalter

2.2 Aufitebung des Vorranges des Sach.leistungsprinzips

Der Vorrang des Sachieistungsprinzips würde für'die Analogberechtigten d.ann nicht mehr
geltea, wenn auch die Normen des BSHG Anwendung finden wrirden, weiche die Fönn cier
Leistungserbringung regeln. Nach § 8 I BSHG sind Fornaen der Soziaihilfe die penönliche
HE, Geldleistung oder Sachleistung. Die.drei Hiißforrnen Jtehen in keinem Rangverhältnis.
Zentraler Arknüpfirngspunkt für die konkret zu gewährende i{ilfe ist aiiein der Beäarf des
lülfesuchenden im Einzeifail,,der entsprechend den Zieisetzungen des BSHG und unter
Benicksichtigung der Wunsche des lliifesuchenden nach'§ 3 IIbSHG mit der am besten
geei§neten Hilfeform zu befriedigen ist ( Roscher in LPK-BSHG § 8 RN 5).

. 1')
L'

t-

2.2.1 Auslegung des Verweises
Aus diesem Grund muss die Verweisung auf das BSHG
des AsylblG, seiner Entstehungsgeschichte und seinem

mit Hilfe des Wortlauts, des Kontext
Sinn und Zweck ausgelegt werd.en.

lz
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Überwiegend wir$ die Regelung'als Rechtsfolgeverweisung verstanden , jedoch kann dieser'

!u'e]t d^üpg.:t:ilt bleiben; da es hier nur urn Jen umfang äer verw.i.*g auf der
Rechtsfol genseite geht.

Eine uneingescirZinkte Anwendung.des BSHG scheidet schon nach dem Wonläur aus, der

§digiich die Regeiungen der §§ 3 bis 7 AsylbLG lersetzen will. Dies U.a.ut.t, äu.r rr*rfi.fr.
Teilregelungen des AsylbLG über AtIg* und Umfang der Leistungsgewähmng incl. der

l-estimmyngen über den Einsatz von Einkom.nen und Värmogen durch Jntsprechende
Vorschriften des BSHG ersetzt werden (OVG MV, B.'v. 26.5.g4),es sei deä-a* ariitfC
Sthrilt eine speziettere vorschrift wie :ilu S 2 [ AsylbiG (GK-AsyibLG § 2 RN l0r.- 

-
Damit wurde insbesondere die Anwendung des § 3 AsyibLG , der dän Vorrang des
Sachleistungsprinzipsnormiert,ausgeschlä,,.n."

Bet'achtet man ciie Earstehungsgeschichte der Norm, so wirci ciieses Ergebnis besrätig,. § 2 I
AsylbLG *uta. ds Ergebnit ä.1 atyitompromisses'eingefi.igt, um die verfassungsrechtlich
bedenkliche Leistungseinschränkung mittels eines Zeirfalto.i4 iechtfertigen. Man wollte

. aiso die geniinaten Leistungsberechtlgten nichr i*g.ru-iaus dem Geltung"sbereich des
AsyibLGherausnehmei,son.d.ernnur_beaig-1ichdeiLeiStungSr,mfanges.

Zwischenergebnis
Die entsprechend Anwendung der §§ 3,1II,8 BSHG wirci im Aligemeinen weder im.Schrifttum noch in der Rechtssprechung dem Grund.e nach in Zweifel gezogen. Auch cüe
Verwaltungspraxis wendet diese NormJn analog *. § 2 i asylblG hebt utro g*r.draoii.n

, die vorrangigkeit der Sachleisn qg geeenüber anderen Leistmgsarten auf.

2.2.2 Leistungsgewährung nach dem BSHG
i

A. Ermessensenrscheidung § 4 II BSHG- c

Somit ist die Gewährung von Geidleistungen an Leisrungsberechtigte, ciie nicht in
Gemeinschaftsunterkünfien untergebracht sin4 nach Ausübr:.ng dei pflichtgemäßer

" Ermessens nach § 4II BSHG zuiÄsig. Fragüch ist, ob die Geiahrung,ooä.faf.lr*n.n
nicht.sogar zwirigend ist, wenn nichtbesorxierheiten des Einzelfaffr .ätg.-*."rt.lr.;.Ei;.,
{usübung des Ermessens ist u.a. arpnifen, ob ciie Leistung in Form de-r §ach- oder
Geidleistung zu erbringen ist- Das BSHG kennt kein Rangverhältnis zwischen den
verschiedenen Leistungsformen. Sachleistungen könnter, ä.. in § 1 II BSHG festgehaltenen
Aufgabe der Sozialhiife zuwideriaufen. Nach d^ieser Vorschrift räl al. Soziaihild en telän
ermögiichen; das der Wrirde des Menschen entspricht. Dabei ist besonders darauf
hinzuweisen, dass zum norrnalen Leben in unseier Gesellschan ai" g;a,irf"isbeü-iedigung
über cien ivlarkt und mit dem Tauschmittdi Gdld gehört. Dagegen sind die Zuteilung uän 

-

laren, Ausgabe von Essensgutscheinen keine ELmente noäaten Lebens 1Rr;.;; i" ipr-
BSHG§4RN23).

m erwac
die Mögiichkeit gelassen wird, im Rahmen der ihm nach dem Gesetz zustehenden Mittel '

seine Bedarfsdeckung frei zu gestaiten. Er hat grundsätziich einen arsp*.t J*urf , 
ju* it 111

die laufende Hilfe zum Lebensunterhalt in Fonn von Geid gewzihrt wirä lBVerwG
Informarionen zum Arbeitslosenrecht und Sozialhilferecht 1986, 84). An diesem Ergebnis
ändert auch die Tatsache, dass es hier um die Leistungen an Asyibewerber geht, nicf,ts, denn
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'es,hindelt sich hier ja um Asyibewerber, die bereits seit dröi Jahren die venninderteir
J . ..: -- -. - 

.
Leistungen nach {em AsylbtG inlorm vori:sachleiltungen erhalten. Ihnän hat.man wegen.
(ei langen Aufenthaltsdauer ein Aiuecht auf uneingeschränkte Leistungen zuerkannt Oi-ese
beir:haItenAuf,wend,ngenfiirdieTeilnahmeamgesÖllschaft1ichenLeben.Den.

', Analogberechtigten kann' gerade nicht mehr das litegrationsbedürfris abgesprochen werden:
Viehnbhr hat gerade die Anerkennung dieses Reihts zu der Analogieberechtigru:g gefrhrt.

. .: .", .'. . 
: . ' 

, 
t 

, ,.'
Weiter <itirfen bei der Ausübung des Ermessens keine sachfremden Erwägungen
benicksichtiet werden. Gerade bei der Entscheidung ftir die Sachleistungsbrbringung an
Asylbewerber haben jedoch vor ailem nicht sozialhilfere,chtliche Gesichlpunkte-einl Rolle
gespieit. So wollte man:verhindern, dass Aiylbewerber ii Besitz von Barjeld kommen, damit
SchlepperbandenkeineBezahjungbekommenkonnten.

/
Es kann daher festgehalten werden, dass allein die Tatsache, dass es sich bei dem
Leistungsempfünger um einen Asylbewerber hancieit, nicht die Saclrleistungsgewährung
iechrfertrgt ( weiter s GK AsylbLG § 2 RN 183f0. i

2.2.3 §7VrrIF1üAG

A. Auslegung des Tärbestands
Das Ermessen könnte jedoch durch § 7 VIII EIüAG eingeschränkt sein; Die den
Itnalogberechtigten gew?ihrten I eistungen mi.rssten nach dem AsyibLG zulZissigsein. Dies ist
auf cien ersten Blick nicht der Fail, cia sich <üe Form der Leistungnach dem BSI{G richtet. Es
könnte aiso die Meinung verffeien werder, dass d^ie Leistungsfoän nach dem BSFIG, nicht
aber nach dem A§ylbLG zuiässig ist. Damit wZire für eine Anwendüg des FlüAG kein Raum.
Dem.istjedoch entgegenzuhalten, dass es sich ledigiich urn eine analoge Anwendung handelt.
Auch die Analogberechtiglen gehören zum Personenkrdis der Leistungsberechtigten nach § 1

AsyibLG , Diese sind nach § 9 AsyibLG ,§ 120 II BSHG nicht nach dem BSHG
ieistungsberechtigl, vielmehr wu{dg für sie ein eigenstindiges Leistungsrecht geschaffen.
Aufgrund der langen Leistungszeit wurcien die entsprechend anzuwendbnden Vorschriften des
BSI.IG flir den privilegienen Personenkreis des § 2 AsytbLG in das AsyibLG '

,Jrineingenommen'r. Die grundsätzliche Entscheid.ung für ein eigenes Leistungsgesetz flir.

Es kann also festgehalten werdeg dass äuch die Leistungen.für die Analogberechtigten nach
dem AsylbLG zul?issig im Sinne von §_7 VIII FIüAG sind. ' =

B. Ausiegung der Rechtsfolge ,

Wie bereits oben gepruft kar?n § 7 VIII FlüAG nur so ausgelegt werden, dass im Fail von
zwei gleichermaßen ermessensfehlerfrei zu gewäihrenden Leistungsformen'der Sachleisrung '
dervon'angzugebenist. , -,' ,. .' - 

.

.. Das Prinzip derlvlenschenwriide erfordert wie.oben ausgefi.ihrt bereits nach einer
Verfahrensdauer von mehr ais J2 lvfonaten die Gewährung von änderen I eistungsarten. Nach
Ablauf der 36 Monate teistrurg3bezug komrnt nur noch die Geldleistung in Frage, es sei denn,
es liegen besondere Grunde im Ein:etfall vor, die Sachleistungen rechtfirtigen. In aller Regel

-_-
erbringen.

Für die Anwendung de's § 7 YIItr FlüAG ist daher im Regelfall kein Raum.

I

, '.i i,
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z.z.+Ergebnis,:..'],''

Anaiogberechtigle haben bei der'Wahl der Leistungsform einen Anspruch auf Ausübung des.

pflichtgemäßen Frmessens. Dabei müssen filr die'Gewährung von Sachleistungen besondere/ Grunde des Einzelfalls vorliegen. Grundsätziich ist der Gewährung von Geldleistungen der
Vorpug zu geben.

3 § 2II AsylbLG

3.1 Entstehungsgeschichte i

' Ob auch in Gemeinschaftsunterkünften uniergebrachten Leistungsempflinger Göldleistungen
gewährt werden können, ichtet sich nach § 2 ti AsylbLG.
Nach § 2 Asyibl G'a.F. galt auch in Gemeinschaftsunterkünften der grundsätzliche Vorrang
von Geldleistungen bei d.er Leistungsgewährung an Analogberechtigle. Die
Leistungsgewährung der Analogberechtigten wurde in den einzel:ren Lirndern unterschiedlich
gqhandhabt.DievoriäufigeVerwa1tungsvorschiiftdesbaden-württembergischen
Innenministers vom 26.9.94 sah vor, dass Leistungsberechtigle in Gemeinschaftsunterkünften
die notwendige Hilfe zum Lebensunterhait durch Sachleitungen und einen Barbeuag zur

.persönlichen Verfügrrng gedeckt ruird (GK § 2 RN 181, s.a. Klinger, NDV 1994, 78 i, 184).
Auch die OVG-Rspr, kam zu unterschiedlichen Ergebnissen. Der ilberwiegende Teil vertrat
die Auffassung, dass grundsätzlich Geldleistungen zu gew2ihren sind (GK RN 182; VGH BW
B. v. 8.4.94 NVwZ Beil. 1994,34).

Nach § 2 iI ;.F. AsylbLG bestimmt die zuständige Behörde bei cier Unrerbringung von
Anaiogberechtigten nach §.2 I AsyibLG in Gemeinschaftsunterkrinften die Form der
Leistung aufgrunci der örtlichen Umstände
Hintergrund dieser mit dem ,1.Ändc eingefügten Vorschrift ist eine in Lireratur und
Rechts sprechung geführte K ontrovers e über di e L ei st ungs erbrin grrn g in
Gemeinschaftsunterkunrten für Analogberechtigte. Sie war jecioch noch nicht in der

Entwurßfassung des 1. ÄnaC enthalten, sondern wurde erst im rweiten Durchgang vom
. Vermittlungsausschuss zur Beschlussfassung empfohlen. Lrber die Sitzung des

Vermittlungsaussch'usses existiert kein Protokoil, so dass die ausdruckliche lnterition des

Gesetzgebers bei der Auslegung der Norm nicht herangezogen werden kann.

Aufg.rund der Diskussionen im Vorfeid ist jedoch davon auszugehen, dass man damit
Konflikten.indenUnterktffienaufgrundunterschiedlicherLeistrrngsgewährung
(Sachleistungen nach § 3, Geldleistungen nach § 2 Asyibl-G) enrgegenwirken wollte
Im Verhältnis zu §§ 4 II, 8 I BSHG handeit es sich bei § 2 II-AsylbLG um eine speziellere :

Norm. Jedoch iegt auch sie keine Rangfoige zwischen den Leisrungsarten fest.

3.2 Tatbestand'

- ffi
sachiichen Zusammenhangs ist daher auf den Begriff.der Gemeinschaftsunterlcunft in § 53 I
AsylVfG abzusteilen. Zwar findet sich auch dort keine ausdnick-liche Definition, doch lässt

sich aus dem Regelungszweck entnehmen, dass es sich um die Bereitstellung einer Unterkunft
für Asylsuchende zu gemeinschaftlichen Wohlzwecken handelt. Werden in einer Unterkunft
auch andere Personen als Asylsuchende untergebracht, oder dient diese auch dem
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anderweitigen Wohnen und. Ubernachten wie etwa Hotels und Pensionen;handelt es sich l

nicht um eine Gemeinschaftsunterkunft CIvIanr § 53 RI.l9). Aus diesem Grund fallen die
. Asyibewerber, d^ie zus?mmen mit arrderen Ausftinder in lü/ohlheimen, bzw. in auch sonst

genutzten Hotels und Pensionen untergebracht sirid.nicht untqr § 2 II AsyibLG. Sie haben
äuh.'nach36Monatengnrndsätzlich1inenAnspruchaufGeldIei.*,g.nnach§2tr
AsylbLG (Classen S- 96 D, - 

l

3.3 Rechtsfolge

Nach § 2 II AsylbLG bestimmt die zuständige Behörde die Form''derLeistung an
Leistungsberechtigte auf Grund der örtlichen Umstände. Die Vorschrift, die den §§ 3 II, 22
BSHG hinsichtlich der Leistungsform vorgehg beseirig den sonsr nach BSHG gelienden
Vorrang des Geidleistungsprinzips bei laufenden Leistungen und stellt die Form der
Leistungsgewährung in das Ermessen der Behörde( VGH Leipzig NVwZ-Beil.l3l2}0l S. 33,
34). Diese ist daher ermächtigt, die Leistungsform in einer Gemeinschaftsunterkunft
einheitlich zu regeln. Sie ist bei dieser Entscheidung aber wiederum an § I iI BSHG
gebunden, hat aiso wieder auf die Möglichkeit zu achten. ei,', menschenwürdiges Leben zu
fi:hren. im-Ergebnis bedeutet dies, dass Sachleistungen an Aaalogberechtigtein
Gemeinschafuunterkünften nur dann gerächfertigl sind, wenn weniger einschneidende,
gleich geeignete Maßnahmen zur Befriedung der Simation in Gemeinschafuunterkünften
nicht zur Verfügung stehen (GK § 2 R.\ 203). Die Gewährung von and.eren Leistungsformen,
z.B. von Wertgptscheinen sowohl an Analogberechtigte ais auch an die anderen Bewohner
der Gemeinschafuunterkunfi nach § 3 Ii AsyibLG stellt eine gleich geeignete; aber weniger
einschneidende lvIaßnahme dar. Die Anatogberechtigten sind in ciiesem Fail lediglich
beaiglich der Höhe ihrer Leistungen privilegiert. Das Bestreben des Gesetzg.beÄ
Spannungssituationen in Gemeinschafuunterkün-ften durch Einheitlichkeit der
LeistungsgewZihmng zu iösen ist nur dann gerecht, wenn dies nicht auf dem niedrigsten
Nlveau geschieht, sondern wenigstens in Form von Wertgußcheinen, wenn nicht sogar in
Forrn von Geidleistungen.
Das AbsteJlen auf die örtlichen Uinstände scirließt auch hier ar:s, ciass die Aufsichtsbehörde
per Erlass einen landesweiten Vorrang cies. Sachleistungsprinzips festlegt (VG Leipzig B. v.
I 1.8.2000).

3.4 Zvnschenergebnis

Auch Anaiogberechtigte in Gemeinschaftbunterktrnften haben gruldsätziich einen Aaspruch
auf die Gewzihnrng von Geidleisnrngen. Andere Leitungsformen sind r-rur dann
gerechtfertigt,l wenn weniger einschneidende, gleieh geeignete Maßnahmen zur Befriedung
der Situation in Gemeinschaftsunrterkünften nicht zur Verfügung stehen (GK § 2 RN 203)i.
Saclileistungen stellen dabei entsprechend der umzukehrenden Rangfolge nach § 3 II
AsyiblG das einschneidbnste lvlittel dar.

_ . J.f vena§sun

Leisrungen nach dem AsylbLGbezogen werden müssen, Zweifelan ihrer

I
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3:5.1 Verstoß,ge§en Ar1 t:.I ,2II i i.V.!n.29 I GG
Diäse Regelung könnte gegen die Menschenwürde und das verfassungsrechtlich
gewährleistete soziokuiturelle Existenzminim,m aus Art i I, 2 II i i.V.m: 20 I GG verstoßen.

... . I ), .

, 
- ,. : ,, 

I

'Das Sozialstaatspnpzip i.V.m. der Unantastbarkeit der Menschenu.rirde verpflichtet die
staatiiche Gemeinschaft zur Sichemng der Mindestvorausserzungen für ein
menschenwrirdiges Dasein @VerfGE 40, 121, 133), erforderlichenfaiis durch
Sozialleistungen @VerfGE, 82',60,85) . Die dazu erforderliche gesetzliche Reeeiung muss

. insbesondere dem Prinzip der'sozialen Gerechtigkeit entsprechen.
Das wäre nicht der Fall; wenn der Kreis der Emft?inger einer staatlichen Leistung sachwidrig
abgegrenzt wird (BVerfGE 40, t2T,l34),aie ge*ahnen Fliifeleistrngen gen.rAii.r.na ,"J
über einen unvertetbar laagen Zeiü'ai:m. unterhalb des sozialhiiferechrtictien'
Existenzminimums liegen oder das normativ errichtete Hilfeleistr.rngssystem bei
gesetzessystemarischer Betrachtun g nt sozial ungerechren Ersebnissen fijhn oder fijr
systemfremde Zwecke instn:mentalisierr wird (GK Asyibll-G § 2 RN 4l).

Intention des Gesetzgebers war es, das Leistungsrechr an das geiindene Asyl- und
Ausl2inderrecht anz,:passen. Dies sieht die schnelle Entscheidüg über asyia.rr;aee vcr. F.ri
diese kurze Verfahrenszeit wurde 4i. B96rizierung der Leistungen als ,efassune*seemäß
angesehen, da keine soziale Integration nötigsei (BT-Ds 12/4451). Irn Rahmen des
Asyikompromisses wurde aber herausgesteilt, das.s dies nw dann der Fail sein kann, wenn die
Reduzierung zeitlich begrenzt wird. Daher einige man sich auf eine Befüstune von 12
Monaten. Bereits diese Frist begegnete veCassungsrechtlichen Bedenken (K. S-ieveking:
Anderung dgs AsylbLG in:Info aiso 1996, S. 110ft)'' :

Warum das lntegrationsbedtirfrris seit der Änderung des Gesetz es 1997 erstlach drei Jahren
entstehen soll; ist nicht nachvollziehbar und auch aus den Mateiaiien nicht ersichtlich. im
Ergebnis bedeutet ciies'nämlicir einen staatlich verordnete n Zwangwährend Ar.i j^6r., ä
Rande einer Gesellschaft leben zu müssen.
Dies verstößt auf der einen Seite gegen die Menschenwtirde cies Ausgesch-lossenen. Ihm wird
die Befrieciigung einfachster sozialer unci kulnretle Beriüfaisse versasr
Auf der anderen Seite rechrfertigen auch Interessen der Allgemei::heiidiesen Ausschluss
nicht. Die Existenz von-Persone{ die sich über einen langen Zeitraum nicht in ciie
Geselischaft integrieren d{irfen, füirrt zu sozialen Spannungen, die in Nieid, fehlendem
Verständnis und daher auch manselnder Toleranz Ausdruck finden und letalich in
A ggressionäq und Ausl änderhass münden könrren.

Besonders betoffen vom Grundrechtseingriff sind die Kinder, die in Schulen Kontakt zu
deutschen Mitschriiern haben und durch d]e beschrinkten Leblnsr*frafr"isS;;il;,ärk;r
ausgegrenzt werden. Die sich daraus ergebenden Konsequenzen fi.ir die betroffenen Kincier
und Jugendlichen wie geschwächtes Selbstrvertgefühl, Neid, Gefühl des Nichtenviinscht-
seins, Aggressionen etc. mit seinen Auswirkungen auf die Entaricklung der Kinder und
Jugendlichen sind nicht hinnetrmbar. Diese Bewerrung giit unabh;ingig davon, wie lange der
Aufenthalt in Deutschland dauert, denn eine staatlich verursachte schwerwiegende
Entwickiungsbeeinträchtigung kann nicht hingenommen werden, auch wenn ,i. ihr.
Auswirkungen erst außerhaib der Grenzen Deutschlands zeiet.

Die Absenkung der Leislungen fi.ir 36 Monate verstößt gegen die Menschenwürde und gegen
d, s g aranti ene sozio kuiturelle E xistenzminimum.

3.5.2 Verstoß gegen tut 2 I GG

17
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..fr U*.in der Regeiung eia Verstoß gegen die allgemeine Handlungsfreiheit geseheir

werden., Mit dei Regelung.ist es für die Asylbewerber.nachteilig, wgnnsig zeitweise.
versuchen, ihren Lebensunterhait selbst durch Arbeit zu döcken. Da es nach § 2 AsyibLG auf
&e Zeitdes tatiachtichen Leishmgsbezugs ankomm! fiihrt die Arbeit zu einä Unterbrechung,
bnvt. Hemmung des Fristablaufs ( OVG Lüneburg NVwZ.B eil:I 7l2OO1 S. 91). Dadurch '

kommt der Asylbewerber später in den Genuss von leiitr:ngen nach dem BSHG analog als

3.5.3 Verstoß gegen Art 3 I GG

Es liegt ein Verstoß gegen den allgemeinen Gleichtreitsgn:ndsatz vor, der durch

,, Systemwidrigkeit indiziert wird. Der Gesetzgeber hat ein hirrreichendes Maß an

Folgerichtigkeit einfachgesetzlicher Wernrngen sichera:stellen (Osterioh in Sachs ,

Grundgesetz, Afi 3 R.r\ 98). Daraus folgL dass er'ein einmai gewähltes Ordnungsprinzip nicht
ohne weiteres unbeachtet lassen darf (BVerfG E 66,214,223): Bei einer Durchbrechung des

Ordnungsprinzips müssen zumindest plausible Gri,inde für die gesetziiche Regelung sprechen
. ( BVerfGE 87,156,207),

Im vorliegenden Fail wurde das im Asylkompromiss und im AsylbLG manifestierte
Gleichgewicht.zwischen Dauer des Aufenthaltes und lntegrationsbedtirfrris ein§eitig zu Lasten
der Integrationskomponente verschoben, ohne dass eine i3egnindung hierfur geboten wurde
(GK-AsylbLG §2 RN 700.

3.5.4 Verstoß. gegen Art 3 I GG wegen sachlich nicht gerechtfertigter Ungleichbehandlung

Das Gesetz verstößt unter dem GesichtsBunlt der sachlich nicht gerechtfertigten
Ungleichbehandlung von ! eistungsberechtigten nach dem AsylbLG und Hilfeberechtigten
nach dem BSHG gegen Art 3 I GG. Das r:rspninglich verfoigte Zie\", eine Einwanderung aus

wiruchaftlichen Gnind.en zu verhinden: (s:o.) stellt keinen ausieichenden sachlichen Grund
dar. Zwat ist die Beschränkung der Leistungen möglicherweise geeigne! sie ist aber nicht
erforderlich.,Bgreits die Absenkung der Leistungen flir 12 lvlonaten hat ausreichend Erfolg

. gehabt. Außerdem ko.nmen auch andere mildere Miuel wie die zügtge Bearbeinmg der

A:rtäge in Frage. Dig Regeiung ist auch nicht verhäluismäßig i.e. S., da das öffentliche in
erster Linie fiskatisclie lnteresse derart schwer wiegende Eingdffe in die Rechte der'
Asylantragsteller nicht rechtfertigt

Art i9 tV GG gewährt auc!.Asyibewerbern das Grundrecht auf efrektiven Rechtsschutz. Zur
Durc hfühnrn g i in.r erfö I gversprechenden Rec hts mirte lverfahren in e inem
,Asylrechtsr.rfuhr.o bedarf es in aller Regel eines Anwaltes. Durch die Absenkung der

Leistungen verbleiben den Asylbewerberjedoch keine Mittel, um einön Anwalt zu bezahien.*

D.r Ver*eis auf die Möglichkeit der Beratungs - bzw. Prozesskostenhilfe ist in Anbetracht

der durchweg restl"iktiven Praxis der Gerichte'nicht ernst zu nehmen.

F,rgebnis :

Voraussetzungen und Umfang der Geldleistungsgewährung an Asylbewerber in
E inrichfungen der vorläufigeu Unterbringung

II
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Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass Geldleistungen an Leistungsberechtigte :t

nach § 3 II AsylbLG nur gewqhr! werden können, wenn besondere Umstlindä dies drfordem.

An Analogberechtigle'sind gnrndsätzlich Geldleistungen zu gewähren. Dies giit auch fi:r
Anal o gb erec hti gte, di e in Gemeinschafu unterkirnft en unter ge brac ht s ind.

2 tr'lächendeckende Gewährung von Geldleistungen an Asylbewerber in':
Gem einschafts rinterkünften

i' -

'. . Eine flächendeckende Gewähiung von Geldleistungen an Asyibewerber in
Gemeinschaftsuntericünften ist nur beaigiich der Alalogberechtigten mögiich. Auch ist die
Gewährung von Geidleistungen nach einer Verfahrensdauer von mehr als 12 Monaten
möglich.InUnterkünften,indenensowoh]Aaalogberechtigteaisauchandere

I .sogar 
Geldieistungen gewährt werden.

,

'3 Elandlungsspielraum der Stadt Freiburg

Die Stadt Freiburg ha1 ihr En'neisen nach § 3 Ii und. § 2 II AsyibLG pflichtgemäß auszuüben.
Sie hat dabei alle oben genannlen Umstände zu berücksichtigen und ais mildere Form ggf.
andere Leistungsarten als die Sachleistung zu gewähren.

Allerdings ist sie an'die erteilten Weisu.ngen gib*d.n, selbst soweit Bedenken gegen die

/ ''
III Rechtslage in anderen Bundesländern'

1 Die Länder im Einzelnen

1.1 Bavern: Die bayrische.Asyldurchfiihrungsverordnung sieht die Sachleisruirgsgewährung l

fiirdieLeistungsberechtig1enach§1AsyibLGvor,solangesieverpflichtetoderberechtig1
.- sind, in,einer Gemeinschafuunterkunft zu.wohnen. Ausnahmsweise können auch andere i

Ausnahme voriiegt. Die DV AsyibLG sieht die Sachieisrungsgewähnrng in Form einer
Soilensvorschrift vor, wovon eini ausnahme gemacht wira, wenn aie

Sachleistungsgewlihning ni'cht möglich ist (I B iI DV AsylbLG). r

Anaiogberechtigte in Gemeinschafuunterkünften sind die Leistungen grundsätzlich in
.Sachjeistungenzugewiihren.Nurauf-ausdnick1ichenWunschdesLeistungsberechtigtensind,

nach Ausüb-ung des pflichtgemäßen Ermessen ggf. Geldleistungen ^ g.*ähr.n I D1l Nr. 4.2

DV AsylbLG). ;

i.2 Berlin: In dem Rundschrieben der Senatsverwaitung fi:r Gesundheit und Soziales vöm
l1.7.l997andiefi:rdieDurchfiihnrngdesAsy1bLGzustiindigenBehördenVIINI.15/1997

'-
Nr. 3.2 werden Gninde, die ein - ausnahmsweises - Abweichen von diesem Prinzip
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, . vorliegea wenq sich in einem Fiüchtlingswohnheim neben Bgziehern von Leistungen nach

. , .' den §§ 3. ffLeistunglberechtigte nach dem BSHG analog befinden und lionkrete llinweise
voiliegen, da§s der soziale Friede wege5r des Nebeneinanders von Sachleistungen und

' : Geldleistungen geflihrdet ist. Dabei wird festgestelit, dass die Alsgäbe von Wertgutscheinen
, 

, 
eine ailieitig vernünftige rind, auch zumutbare Lösung darstelle; Dementsprechend- hat sich die

. Ausgabe.von Wertgutscheinen in Niedersachsen als Regelleistungsforrn herausgebiidet
: (Runderlaß zur ersten Andenrng des AsylbLG). Wertgutscheine können aber niiht im
Hinb1ickaufeinen.gegenüberGeid]eistungenerforderIichenfinanziel1enMehraufuand
abgelähnt werden-

A;ä"gb.r..irij.o wird die Hilfe zumllebensunterhait gnrndsätzlich in Geld geryährt
Daneben erhalten die Fmpfünger, von Leistungen nach §§ 3 bis 7 AsyibLG soweit
Sachleistungen nicht gewährt werden können diese wie bisher in Form von Wertgutscheinen

§r. B i Eriass zur Durchfiihrung des AsyibLG vom 4.5.2001).

1 . 9 Nordrhein-Westfalen: Werden in einer Gemein schaftsunterkunfi neben
Analogberechtigten auch Leistungsberechtigte"untergebracht, die Leisrungen nach § 3
AsyibLG erhalten, so bestimmt die zuständi§e Behörde nach Nr. 3.5, der überarbeiteten

- Hinweise zur Durchfiihrung des AsylbLG vom 25.8.1998 die Fom:. der Leistungsge.;rah-*ng
für atle in der Gemeinschaftsunterlcunft untergebrachten Personen einheirlich.

1.10 Rheinland-Pfalz: Bei bisheiger SachieistungsgewZihrung kann der Anspruch des
Aaalogberechtiglen auf Leisrungen entsprechend dem BSHG durch einen erhöhten
Geldbetrag oder zusätziiche Sachieistungen erfüllt werden ( Nr. 3.2 Rundschreiben zur

1.1 1 Saarland: Aufgrund der dezentralen Unterbringung von Asyibewerbem im Saarland ist' die Durchfülrung des Sachleistungsprinzips erschwert, Soweit es nach den Umständen der
Unterbringung oder den örtiichen Gegebenheiten erforderiich ist, kann die zuständige
Behörde davon absehen und den Bedarf anstelle von Sachleistungen durch Gelcileistuneen
decken ( Nr. 3,2 erste Hinweise zur Durchführung des AsyibLG vom 25.10.1993).

Geldleistungen ist enffallen ( Nr. 3 erste Hinweise zur Durchfühnurg des AsylbLG vom
19.6.1997).

Die entsprechende Anwendr:$g des BSHG nach § 2 I AsyibLG stellt hinsichttich der.Form
der Leisti:ngsgewähiung auf die örtlichen Umstände ab. Es wird empfohlen, sofern es die

örtlichen Umstände zuiassen, {em Sachieistungsprinzip, wo irnmer es praktikabel ist, den
Vorrang'einzuräumgn (Nr- 4 der Hinweise des Innenministeriums zur Ausflihrung des

AsylbLG v om 24.05.2000).

1. i 2 Sachsen: Frir die in Gemginschaftsunterkiinften untergqbrachten Analogberechtigten
sind grundsätziich Leistungen als Sachieistung zu erbrinsen. Es besteht kein Wahlrecht des

Leisrungsberechtigten §r ia Frlass des sächs. Staatsministerium des Inneren vom 2.5.2000).

'

B ei Leistungsberechti 5en, die außerh alb dei Zentralen Aufnahmestelle in
Gemeinschaftsunterkiinften oder in Woi:nungen untergebracht sind, werden die

- Grundleistungen nach § 3 I AsyibLG in der Regei durch Geldleistungen erbracht ( Nr. 3.2

Runderlass flir die Durchflihrung des AsyibLG vom 14.5.1997).Analogberechtigte erhalien

HilfezumLebensunterha1tgrundsätziichinFormderGelciieistung.Hiervonkannim
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n Grundsätzen des BSHG abgewichen werd.en §r. 4.2 des
:R,,ndärlussfiirdieDurihfiihnihgdesAsy1bLGvomiB.5.zobo;...

. i.1+ SchieswiE-Hol§täin: Es gitt der Vorrang der Sachleistuqgsgewährung im Rahmen des

§3AsylbLG.IstdieAusgabevonSachIeistungennichtmög1ichoderabermiteinem
unvertretbaren Aufwand verbr:nden, mss gepnift werdön, ob auf Wertgutscheine oder andere
vergleichbare unbare Abrechunugen zrinickgegriffen werden kann. Die Gewährung von
Geidleistutrgen steilt die ultima ratio dar: Es kann in Auinahmefülleri auch in
Gemeinschaftsunterktinften Bargeld ausgezahJt werden (Erlass'des Innenministeriums zum

, . ,. :

I. 15 Thtirineen: Fur Analogberechtigte in Gemeinschafuunterktinften ist im Regeifail von
der Gewährung von Wertgutscheinen auszugehen §r. 2.5. Verwaltungsvorschriften zur
Durchführung des Asylbfb Stana 1.i.2000t Auch fir Leistungsberechtigte nach § 3 II
AsylbLG gilt der Vorrang der Sächleistungsgewähmng. Nur soweit es nach den Umstähcien

. erforderlich ist, steht die Fomr der Leistungsgewährung im Errnessen der Behörde. Werden in
i, einer Gemeinschaftsunterkunfr sowohi Leisn:ngsberechtigle nach § 1 AsyibLG als auch nach

- § 2 AsyibLG untergebracht so bestimmt die zuständigä Behorde die Form der
Leistungsgewäihr,r:ng fir alle einheitlich, wobei im Regeifali von der Gewährung von
Wengutscheinen auszugehen ist (flr. 3.3. VwVorschrift zur Durchfüin:ng des AsylbLG).
Der im Verhältris zum AsyibLG bestehende erhöhte Leisnrngsanspruch ist hierfür jedoch
zusammenmitdemTaschengelcia1sGeid1eisfl]ngzugewzihrJn.

,

Die naeisten LZinder. manifestieren noch ein:nal d.en Vorrang des Sachleistungsprinzips, lassen

aber Ausnahmen hiervon im Rahmen des § 3 II AsyibLG zu. ln einem Bundesland ist die
Ausgabe von Wertgutscheinen die Regel, in einem weiteren werden die Leistungen in Fonp

Den Anaiogberechtigten in Gemeinschaftsunterkünften werden in d.rei Ländern

" Sachleistung.r, g.*Zihrt. ln einem Land gibt es eine Mischform von Geld.- und
' Sach-leistungsgewalrung i' 

: .

Fi.ir den Fall der Unterbringung von ialogberechtigten in einer Gemeinschaftsunterkunft mit
' teistungsberechtigten nach § 3 AsyibLG sehen zwei Llinder die Ausgabe von

Wertgutscheinen an alle Bewohner vor.

t
l

' C Unterbringung l

. I Einführung
'i i

l AsylVfG
.-

Flüchtlinge einen Asyiantrag stellen, sind nach § 47 AsylVfG verpflichtet, bis zu sechs

Wochen, längstens bis zu drei Monaten, in einEr Aufnahmeeinrichtrng zu wohnen. Diese

Verpflichtung baut auf der Zielvorstellung des Gesetzes auf, unmittelbar einreisende

AsyisuchendiausnahmslosinAufna}rmeeir:richtung,enunterzubringen,gericht1iche
Eilverfahren innerhalb weniger'Wochen unanfechtbar abzus chließen und
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